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13. Wahlperiode 

23 . 06 . 98 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Michael Luther, Gerhard Schulz (Leipzig), 

Dr. Hermann Fehler, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
sowie der Abgeordneten Jürgen Türk, Paul K. Friedhoff und der Fraktion der F.D.P. 
- Drucksache 13/10794 - 


Mangelnde Zahlungsmoral verbessern 


A. Problem 

Verbesserung des Schutzes von Unternehmen, insbesondere aus 
dem Handwerk und dem Mittelstand, vor Liquiditätsschwierig- 
keiten aufgrund ausstehender Forderungen. 

Verbesserung der Zahlungsmoral von Auftraggebern in West- wie 
auch insbesondere in Ostdeutschland. 

Verbesserung des Schutzes von Handwerksbetrieben sowie klei- 
nen oder mittelgroßen Lieferbetrieben vor Versuchen von Auf- 
traggebern, ihre Zahlungen über das erträghehe Maß hinaus zu 
verzögern. 

Verbesserung der Liquiditätslage in Handwerk und Mittelstand 
zur Sicherung der Existenzgrundlage der Unternehmen. 


B. Lösung 

Annahme des Antrages der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P, 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und RD.P. - Druck- 
sache 13/10794 - zu Nummer 7 in folgender Fassung: 

„7. Der Deutsche Bundestag hat ferner mit dem Vergaberechts - 
änderungsgesetz neue Regelungen für die Vergabe öffent- 
hcher Aufträge beschlossen. Die Länder und Kommunen so- 
wie die Vergaberessorts des Bundes und von Unternehmen 
mit Bundesbeteiligung werden aufgefordert, die darin ent- 
haltenen Möghchkeiten bereits jetzt zu nutzen, insbesondere 
- wie von dem Gesetz gefordert - Aufträge in Einzellosen an 
den Mittelstand und nicht den Gesamtauftrag an Generalun- 
temehmer, auszuloben und so der mittelständischen Wirt- 
schaft und dem Handwerk verstärkt Möghchkeiten zu ver- 
schaffen, unmittelbar an Ausschreibungen teilzunehmen. 

Die Vergaberessorts bei Bund, Länder und Kommunen sowie 
die Unternehmen mit Bundesbeteiligung, die über 80% der 
öffenthchen Aufträge entscheiden, werden zudem aufgefor- 
dert, die in der Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) 
vorgesehenen Fristen nicht in extensiver Weise auszunutzen, 
sondern gerade im Hinbhck auf die schwierige wirtschafthche 
Lage mittelständischer Unternehmen Zahlungsziele unbe- 
dingt einzuhalten. Die VOB-B (VOB-Vertrag) muß auf größt- 
mögliche Beschleunigung von Zahlungen an den Auftragneh- 
mer ausgerichtet sein. Dafür ist bei Abschlagszahlungen eine 
Verpflichtung des Auftraggebers in den Vertrag aufzuneh- 
men, innerhalb von sechs Werktagen mitzuteilen, wenn die 
Rechnung nicht für prüfbar angesehen wird. Für Schlußrech- 
nungen soll der Auftraggeber verpflichtet sein, innerhalb von 
18 Werktagen mitzuteilen, ob die Rechnung prüfbar ist. " , 

im übrigen unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 23. Juni 1998 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Friedhelm Ost 

Vorsitzender 


Sabine Kaspereit 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Sabine Kaspereit 


1 . 

Der Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und RD.P. 
- Drucksache 13/10794 - wurde in der 238. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 28. Mai 1998 dem 
Ausschuß für Wirtschaft zur federführenden Bera- 
tung sowie zur Mitberatung dem Rechtsausschuß 
und dem Haushaltsausschuß überwiesen. Der Aus- 
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
beteiligte sich gutachtlich. 


11 . 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage nicht beraten. 

Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage in seiner Sit- 
zung am 17, Juni 1998 beraten und mehrheitlich mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.R gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktion der SPD, der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS emp- 
fohlen, der Vorlage zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat die Vorlage in seiner 80. Sitzung am 
23. Juni 1998 beraten und gutachtlich Stellung ge- 
nommen. Er schlug dem federführenden Ausschuß 
vor, die Nummer 7 des Antrages auf Drucksache 
13/10794 in folgender Fassung anzunehmen: 

„Der Deutsche Bundestag hat ferner mit dem Ver- 
gaberechtsänderungsgesetz neue Regelungen für 
die Vergabe öffentlicher Aufträge beschlossen. Die 
Länder und Kommunen sowie die Vergaberessorts 
des Bundes und von Unternehmen mit Bundesbetei- 
ligung werden auf gef ordert, die darin enthaltenen 
Möglichkeiten bereits jetzt zu nutzen, insbesondere 
- wie von dem Gesetz gefordert - Aufträge in Einzel- 
losen an den Mittelstand und nicht den Gesamtauf- 
trag an Generaluntemehmer auszuloben und so der 
mittelständischen Wirtschaft und dem Handwerk 
verstärkt Möglichkeiten zu verschaffen, unmittelbar 
an Ausschreibungen teilzunehmen. 

Die Vergaberessorts bei Bund, Länder und Kommu- 
nen sowie die Unternehmen mit Bundesbeteiügung, 
die über 80 % der öffentlichen Aufträge entscheiden, 
werden zudem aufgefordert, die in der Verdingungs- 
ordnung für Bauleistungen (VOB) vorgesehenen Fri- 
sten nicht in extensiver Weise auszunutzen, sondern 
gerade im Hinblick auf die schwierige wirtschaftliche 
Lage mittelständischer Unternehmen Zahlungsziele 
unbedingt einzuhalten. Die VOB-B (VOB -Vertrag) 
muß auf größtmögliche Beschleunigung von Zahlun- 
gen an den Auftragnehmer ausgerichtet sein. Dafür 
ist bei Abschlagszahlungen eine Verpflichtung des 
Auftraggebers in den Vertrag aufzunehmen, inner- 
halb von sechs Werktagen mitzuteilen, wenn die 
Rechnung nicht für prüfbar angesehen wird. Für 
Schlußrechnungen soll der Auftraggeber verpflichtet 


sein, innerhalb von 18 Werktagen mitzuteilen, ob die 
Rechnung prüfbar ist. " 

Der Beschluß wurde mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P, gegen die 
Stimmen der Mitgheder der Fraktion der SPD, bei 
Stimmenthaltung der Mitglieder der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS ge- 
faßt. 

Der Ausschuß regte gleichzeitig an, den Antrag um 
eine Aussage zu ergänzen, die die Bestrebungen 
grundsätzlich unterstützt, eine Verbesserung der 
Zahlungsmoral im Handelsverkehr auch auf Gemein- 
schaftsebene anzustreben. Insbesondere die in Zif- 
fer 13 geforderte Prüfung höherer gesetzlicher Ver- 
zugszinsen ist in die bereits eingeleiteten Überlegun- 
gen zu einer europaweiten Harmonisierung der Min- 
destverzugszinsen einzubeziehen. 

III. 

Die antragstellenden Fraktionen weisen in der Vor- 
lage darauf hin, daß sich zunehmend Unternehmen 
aus Handwerk und Mittelstand über eine Ver- 
schlechterung der Zahlungsmoral von Auftraggebern 
beschweren. Auch Länderverwaltungen und Kom- 
munen versuchten zunehmend, Zahlungen zu ver- 
zögern. Die Landesregierungen werden aufgefor- 
dert, aUe Möglichkeiten auszunutzen, um zivilrecht- 
liche Verfahren zu beschleunigen. Vor allem das 
streitige Verfahren und das Vollstreckungsverfahren 
sollen so gestaltet werden, daß zusätzliche Liquidi- 
tätsschwierigkeiten für den Mittelstand durch über- 
lange Verfahren nicht eintreten. Für die neuen Bun- 
desländer werden darüber hinaus zentrale Mahnge- 
richte und -verfahren vorgeschlagen. Darüber hinaus 
soll die Bundesregierung prüfen, ob die gesetzlichen 
Verzugszinsen angehoben werden können. Ferner 
SOU sie klären, ob die Deutsche Ausgleichsbank sol- 
chen Handwerksbetrieben Überbrückungskredite 
geben kann, die durch Zahlungsverzögerungen ihrer 
Auftraggeber in Liquiditätsschwierigkeiten geraten. 

IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in seiner 
89. Sitzung am 23. Juni 1998 abschließend beraten. 

Im Rahmen dieser Beratungen wurde seitens der 
Mitglieder der Koalitionsfraktionen die Bedeutung 
des Antrages unterstrichen und betont, es sei Ziel, 
auf vorhandene gesetzliche Möglichkeiten und de- 
ren Nutzung hinzuweisen. Besonderes Gewicht sei 
darauf gelegt worden, Verfahrenswege etwa im 
Rahmen von Gerichts- oder Mahnverfahren zu ver- 
kürzen. Auch seitens der Länder seien Anstrengun- 
gen nötig. Die Mitglieder der Fraktion der SPD 
wiesen darauf hin, daß der Antrag lediglich auf die 
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Nutzung vorhandener gesetzlicher Möglichkeiten 
Bezug nehme. Dies wurde als nicht ausreichend an- 
gesehen. Vielmehr sei es geboten, darauf hinzuwir- 
ken, daß ein Zahlungsverzug erst gar nicht entstehen 
könne. Der vorliegende Antrag greife zu kurz, da er 
an Symptomen kuriere. Besonders in der Bauwirt- 
schaft werde schmerzlich spürbar, daß man Zah- 
lungsansprüche nicht zügig durchsetzen könne. 

Der Ausschuß beschloß einvemehmlich, dem Deut- 
schen Bundestag die Annahme des Antrages in der 


Bonn, den 23. Juni 1998 


Fassung (Nummer 7) der Stellungnahme des Aus- 
schusses für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau zu empfehlen. 

Der Beschluß wurde mit den Stimmen der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. bei Stimm- 
enthaltung der Mitglieder der Fraktion der SPD und 
der Gruppe der PDS sowie bei Abwesenheit der Mit- 
glieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge- 
faßt. 


Sabine Kaspereit 

Berichterstatterin 
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